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Ihr sei bei Abschluss des Kreditkartenvertrages nicht bewusst gewesen, dass eine 

Rückführung der Ausgaben nur in Höhe eines Bruchteils ihrer Ausgaben erfolge. Sie 

habe zudem erst durch die Sperrung ihrer Kreditkarte im Dezember 2021 davon 

erfahren, dass ihr Verfügungsrahmen erhöht worden ist. 

Die Antragstellerin beantragt, 

 die einstweilige Verfügung der Kammer vom 22.03.2022 zu bestätigen. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

die einstweilige Verfügung aufzuheben und den zugrunde liegenden 

Antrag zurückzuweisen. 

Die Antragsgegnerin behauptet, revolvierende Kreditkartenprodukte seien 

marktüblich. 

Die Antragsgegnerin ist der Ansicht, die der einstweiligen Verfügung zugrunde 

liegende Negativmeldung an die Schufa Holding AG sei im Einklang mit dem 

geltenden Recht erfolgt. Ihr könnten auch in Zukunft im Hinblick auf das 

streitgegenständliche Kreditkartenkonto keine Meldungen zu offenen 

Zinsforderungen untersagt werden können, selbst wenn insoweit ein Bestreiten 

vorliege. 

Nicht jedes unbegründete Bestreiten ohne triftigen Grund reiche aus, um eine 

Einmeldung bei einer Auskunftei wirksam zu verhindern. Ein solches Bestreiten sei 

vielmehr als rechtsmissbräuchlich zu betrachten. 

Die Antragstellerin könne sich auch nicht darauf berufen, dass ihr die Verzinsung 

oder die Erhöhung des Verfügungsrahmens verborgen geblieben sei. Die 

Antragsgegnerin verweist insoweit auf die Rechnungsabschlüsse als Anlagen AG 3-

14 und AG 21-24 und die Schreiben als Anlagen AG 15 und AG 16. 

Entscheidungsgründe: 

Der Widerspruch des Antragsgegnerin hat keinen Erfolg. Der Antrag auf Erlass einer 

einstweiligen Verfügung ist zulässig und begründet. 

I. 

Der Verfügungsantrag ist zulässig. Das Landgericht Düsseldorf ist als Gericht der 

Hauptsache i.S.v. § 937 Abs. 1 ZPO zuständig. Die internationale Zuständigkeit folgt 

aus Art. 79 Abs. 2 DSGVO, die örtliche Zuständigkeit aus § 32 ZPO und die 

sachliche Zuständigkeit aus § 1 ZPO i.V.m. §§ 71 Abs. 1, 23 Nr. 1 GVG. 

II. 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist auch in vollem Umfang 

begründet. Es liegen sowohl ein Verfügungsanspruch als auch ein Verfügungsgrund 

vor. 
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1. Die Antragstellerin hat einen Verfügungsanspruch glaubhaft gemacht. 

Ein Unterlassungsanspruch folgt aus Art. 17 Abs. 1 lit. d DSGVO. Die 

Datenverarbeitung war nicht gerechtfertigt, insbesondere ergibt sich die 

Rechtfertigung nicht aus Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. 

Die Legitimationswirkung von Art 6 Abs 1 lit. f DSGVO erfordert stets die 

Erforderlichkeit der Datenverarbeitung und in einem weiteren Schritt eine Abwägung 

mit den Interessen des Betroffenen im Einzelfall. 

Von einem berechtigten Interesse an der Übermittlung kann ausgegangen werden, 

wenn gesicherte Tatsachen vorliegen, die dazu Anlass geben, dass Auskunfteien 

Dritte über negative Zahlungserfahrungen mit der betroffenen Person informieren, 

um jene vor eigenen derartigen Nachteilen zu bewahren (vgl. Krämer, NJW 2018, 

347, 348).  

In die Abwägung kann die Wertung der Regelung des § 31 BDSG n.F. einfließen (LG 

Mainz, Urt. v. 12.11.2021 – 3 O 12/20 Rn. 43; Buchner/Petri, in: Kühling/Buchner, 

3. Aufl. 2020, DS-GVO Art. 6 Rn. 162). Die Norm regelt zwar nicht unmittelbar die 

Befugnis zur Mitteilung personenbezogener Daten, sondern verhält sich zur 

Zulässigkeit der Verwendung eines Wahrscheinlichkeitswertes über ein bestimmtes 

zukünftiges Verhalten einer natürlichen Person zum Zweck der Entscheidung über 

die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses mit 

dieser Person (Scoring, Abs. 1) bzw. zur Verwendung eines solchen Scoringwertes 

im Fall der Einbeziehung von Informationen über Forderungen (Abs. 2). 

Es spricht aber vieles dafür, dass, wenn ein Scoring, das unter Einbeziehung von 

Informationen über Forderungen zulässigerweise erstellt wurde (Abs. 1) und 

verwendet werden darf (Abs. 2), dann auch die vorgelagerte Einmeldung dieser 

Daten zum Zwecke des Scoring zulässig ist. § 31 BDSG enthält zwar direkt keine 

Vorgaben zur Einmeldung, legt jedoch die Datengrundlage für später ggf. zu 

verwendende Scorewerte fest; sie prägt damit mittelbar die Scorewert-Berechnung 

und impliziert die grundsätzliche Zulässigkeit der Mitteilung dort aufgelisteter Daten 

(vgl. KG Berlin, Urt. v. 20.07.19 – 4 U 90/19 Rn. 56; LG Mainz, Urt. v. 12.11.2021 – 3 

O 12/20).  

Die Kriterien des § 31 Abs. 2 BSDG n.F. können zur Beurteilung der Vorgaben des 

nationalen Rechts bei der im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO 

vorzunehmenden Abwägung herangezogen werden: Ein auch im Einzelfall 

berechtigtes Interesse an einer Übermittlung von Bonitätsdaten an eine 

Wirtschaftsauskunftei besteht nur hinsichtlich solcher Forderungen, die die 

Voraussetzungen des § 31 Abs. 2 BDSG erfüllen (vgl. OLG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 

10.03.2021 – 5 U 182/20 Rn. 36). 

Nach § 31 Abs. 2 Nr. 4 BDSG n.F. kann die Datenübermittlung berechtigt sein, wenn 

der Schuldner nach Eintritt der Fälligkeit mindestens zweimal schriftlich gemahnt 








